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und Präzisierungen, die neue Anforderungen der Außenhan­
delspraxis sowie Erfahrungen der Spruchpraxis der Schieds­
gerichte bei den Handelskammern der RGW-Länder berück­
sichtigen.

Rechtliche Gestaltung der Direktbeziehungen 
von Wirtschaftsorganisationen der RGW-Länder

Im Zusammenhang mit der breiten Entwicklung der Produk­
tionskooperation haben auch die direkten wissenschaftlich- 
technischen und Produktionsbeziehungen zwischen Vereini­
gungen, Betrieben und Einrichtungen der RGW-Länder an 
Bedeutung zugenommen. Diese Direktbeziehungen werden 
grundsätzlich durch den Abschluß internationaler Wirtschafts­
verträge^gestaltet; ihnen liegen die in bilateralen Regierungs­
abkommen formulierten Ziele, Aufgaben und Richtungen der 
direkten Zusammenarbeit der Wirtschaftsorganisationen zu­
grunde.

Die genaue Kenntnis der Rechtsgrundlagen für den Ab­
schluß und die Realisierung von internationalen Wirtschafts­
verträgen im Rahmen der Direktbeziehungen, zu denen ne­
ben den international einheitlichen Regelungen (wie z. B. 
ALB/RGW und ABSK/RGW) und den bilateralen Regelungen 
(z. B. Allgemeine Bedingungen der wissenschaftlich-techni­
schen Zusammenarbeit zwischen der DDR und der UdSSR11) 
auch die jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften der RGW- 
Länder gehören, ist für die Wirtschaftsorganisationen uner­
läßlich. Die Ständige Kommission des RGW für Rechtsfragen 
trug dieser Notwendigkeit Rechnung, indem sie ein „Informa­
tionsmaterial über die rechtliche Regelung der Organisierung 
und Durchführung der direkten wissenschaftlich-technischen 
und Produktionsbeziehungen zwischen Betrieben und Orga­
nisationen der Mitgliedsländer des RGW und der SFRJ“ aus­
arbeitete, das neben dem Überblick über die nationalen 
Rechtsvorschriften der RGW-Länder zu Direktbeziehungen 
auch Informationen über die einschlägigen bilateralen Regie­
rungsabkommen enthält. Das Material, das Auskunft über die 
Ziele und Aufgaben von Direktbeziehungen, die Einordnung 
dieser Beziehungen in das Planungssystem, die Kompetenzen 
der übergeordneten Organe der Partner von Direktbeziehun­
gen sowie das Verfahren der Herstellung und Ausgestaltung 
dieser Beziehungen gibt, wird vom RGW-Sekretariat im Laufe 
des Jahres 1989 herausgegeben.

Darüber hinaus wird zur Unterstützung der Vertragspraxis 
ein Material zusammengestellt, das über die wichtigsten na­
tionalen Rechtsnormen in den RGW-Ländern und in der 
SFRJ informiert, die die Gründung und Tätigkeit internatio­

naler Wirtschaftsorganisationen auf den Territorien dieser 
Länder regeln.

Rechtsvergleichende Untersuchungen

Für die Vervollkommnung der vorhandenen und die Erarbei­
tung neuer vertragsrechtlicher Normen und allgemeiner Be­
dingungen der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-techni­
schen Zusammenarbeit ist neben der Analyse der Vertrags­
praxis die vergleichende Untersuchung des Rechts der ein­
zelnen Mitgliedsländer des RGW von Bedeutung.

Bereits zu Beginn der 80er Jahre wurden Rechtsnormen 
der RGW-Länder untersucht, die subsidiär auf Verträge An­
wendung finden, für die die im Rahmen des RGW angenom­
menen Allgemeinen Bedingungen gelten. Der Rechtsvergleich 
bezog sich insbesondere auf nationale Rechtsnormen über den 
Vertragsabschluß, über die Erfüllung von Verträgen und über 
die Verantwortlichkeit für Vertragsverletzungen. Die Ergeb­
nisse des Rechtsvergleichs konnten bei der Überarbeitung 
einzelner Tatbestände der ALB/RGW genutzt werden.

Außerdem wurden diese Ergebnisse einer Darstellung des 
Vertragsrechts der Mitgliedsländer des RGW und der SFRJ 
zugrunde gelegt.11 12 1 Das Material gibt in komprimierter Form 
Auskunft über die allgemeinen vertragsrechtlichen Regelun­
gen dieser Länder sowie über deren Kollisionsgesetzgebung. 
An einer vergleichenden Darstellung der nationalen recht­
lichen Regelungen weiterer wichtiger Vertragsarten wird zur 
Zeit gearbeitet.

Von zunehmender Bedeutung sowohl für die unmittelbare 
Zusammenarbeit der Wirtschaftsorganisationen als auch für 
die weitere Vervollkommnung der vertragsrechtlichen Grund­
lagen der Zusammenarbeit ist ein umfassender Austausch der 
Rechtsvorschriften, deren Normen komplex oder in Einzel­
fragen auf die Regelung der wirtschaftlichen und wissen­
schaftlich-technischen Zusammenarbeit gerichtet sind. Deshalb 
untersucht die Ständige Kommission des RGW für Rechts­
fragen gegenwärtig, welche Möglichkeiten für die Einrichtung 
eines effektiven internationalen Systems der Rechtsinforma­
tion im RGW bestehen. Mit dem Aufbau eines solchen Systems 
wird eine weitere wichtige Voraussetzung für die Gestaltung 
der Rechtsentwicklung im RGW geschaffen.

11 Vgl. AO über Allgemeine Bedingungen der wissenschaftlich- 
technischen Zusammenarbeit zwischen der DDR und der UdSSR 
vom 11. November 1986 (GBl.-Sdr. Nr. 765/1).

12 Vgl. Vertragsrecht der Mitgliedsländer des RGW und der SFRJ, 
Allgemeine Bestimmungen, Moskau 1986 (russ.).

Zur Arbeit des Rechtsausschusses
auf der 43. Tagung der UN-Vollversammlung
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Der Verlauf und die Ergebnisse der 43. Tagung der UN-Voll­
versammlung veranschaulichen den festen Willen der über­
wältigenden Mehrheit der Staaten, die internationale 
Entspannung zu einem lebensfähigen, weltweiten und unum­
kehrbaren Prozeß zu machen. Bei aller Kompliziertheit der 
internationalen Beziehungen vollzogen sich deutlich positive 
Entwicklungen. „So hat sich das allgemeine Verständnis für 
den engen sicherheitspolitischen Zusammenhang zwischen 
Abrüstung, Konfliktverhütung und -beilegung, demokrati­
scher Umgestaltung internationaler Wirtschaftsbeziehungen, 
Umweltschutz, Gewährleistung der Menschenrechte und 
Stärkung des Völkerrechts ausgeprägt.“1

Die Anstrengungen der sozialistischen Staaten zur Stär­
kung der Rolle des Völkerrechts in den internationalen 
Beziehungen fanden zunehmende Resonanz und Unterstüt­
zung. Dies widerspiegelte sich auch in der Tätigkeit des

Rechtsausschusses während der 43. Tagung der UN-Vollver­
sammlung.2

Annahme der Deklaration zur Verhütung und Beseitigung 
von Streitfällen und friedensbedrohenden Situationen

Das Ziel der Entmilitarisierung der internationalen Bezie­
hungen, einer von Gewaltanwendung und Gewaltandrohung, 
von willkürlicher Machtpolitik und einseitigen, egoistischen

1 S. Zachmann, „Dialog und Zusammenarbeit für Frieden, Abrü­
stung und Entwicklung (Zu den Ergebnissen der 43. UN-Vollver­
sammlung)“, horizont 1989, Nr. 1, S. 3 f. Vgl. auch die Dokumen­
tation über die Initiativen der DDR auf der 43. Tagung, S. 142 
dieses Heftes.

2 Zur Arbeit des Rechtsausschusses auf früheren Tagungen der 
UN-Vollversammlung vgl. NJ 1988, Heft 4, S. 136 ff., und die dort 
in Fußnote 2 angegebenen Quellen.


